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Stand: Entwurf; August 2022   

 
1. Auswertung der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit  

gemäß § 13a (3) BauGB  
zum Vorentwurf des Bebauungsplans Nr. I/Q 25 

  

Die Öffentlichkeit hatte in der Zeit vom 01.03.2021 bis einschließlich dem 26.03.2021 die 
Möglichkeit, sich über die allgemeinen Ziele und Zwecke sowie die voraussichtlichen Aus-
wirkungen der Planung zu informieren. Die Unterlagen konnten im Foyer des Technischen 
Rathauses, August-Bebel-Straße 92 und im Internet eingesehen werden. 
 
Im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit sind zu den allgemeinen Zielen und 
Zwecken der Planung vier Stellungnahmen (alle aus der unmittelbaren Nachbarschaft im 
Bereich der Ottostraße) eingegangen. Im Folgenden sind die planungsrelevanten Äußerungen 
und Stellungnahmen aus der Öffentlichkeit zusammengefasst mit der jeweiligen Stellung-
nahme der Verwaltung dargestellt.  
 

Lfd. 
Nr. 

Einwender 
Datum  

Stellungnahmen (Anregungen, Hinweise) 

(in inhaltlicher Zusammenfassung) 

Stellungnahme  
der Verwaltung 

1 Anwaltskanzlei 

im Auftrag eines 

Mandanten mit 

Flächeneigentum 

im Plangebiet, 

Schreiben vom 

24.03.2021 

1. Geräusch-Immissionen 

Es wird für zutreffend angesehen, dass die 

Wohnbebauung im Plangebiet erheblichen 

Lärmimmissionen ausgesetzt sein wird, die 

insbesondere durch den Kfz-Verkehr auf der 

nördlich an das Plangebiet angrenzenden 

Arminstraße sowie durch den Betrieb der 

südlich des Plangebiets gelegenen Bahn-

strecke verursacht werden. In diesem 

Zusammenhang stellt sich die Frage, ob zur 

Wahrung der Anforderungen an gesunde 

Wohn- und Arbeitsverhältnisse (vgl. § 1 (6) 

Satz 1 Nr. 1 BauGB) der hier betroffene 

Bereich überhaupt als ein Wohngebiet 

ausgewiesen werden kann. 

 

Im Rahmen des Planverfahrens sind 

entsprechende fachgutachterliche 

Untersuchungen erfolgt. Die Ergeb-

nisse belegen, dass grundsätzlich 

gesunde Wohn-/Arbeitsverhältnisse 

gewahrt werden können. Im Übrigen 

liegt das Plangebiet in einem Be-

reich, der insgesamt durch Wohnnut-

zungen geprägt ist – sowohl entlang 

der Arminstraße als auch beidseits 

der Bahnstrecke. Die vorliegend er-

möglichte Wohnbebauung rückt hier 

nicht näher als der Bestand an die 

Lärmquellen Schiene und Straße 

heran. 

 

Die Anforderungen des BauGB nach 

gesunden Wohn- und Arbeitsverhält-

nissen werden im Rahmen der vor-

liegenden Bauleitplanung hinreichend 

berücksichtigt. Hierzu wird ergänzend 

wird auf die Ausführungen unter 

Punkt b) dieser Stellungnahme ver-

wiesen. Immissionsschutzbezogene 

Gründe, die einer Wohngebietsent-

wicklung entgegenstehen könnten, 

liegen nicht vor.  

  a) 

Das eingeholte schalltechnische Gutachten 

weist eine Schwäche darin auf, dass belast-

bare Prognosedaten für die Bahnstrecke 

zum Zeitpunkt der Erstellung des Gutach-

tens nicht zu erhalten waren. Dies bedeutet, 

dass die zukünftige Lärmsituation nicht an-

satzweise erfasst werden konnte. Sicher ist, 

dass die Verkehrslärmbelästigung zukünftig 

steigen wird. Denn Ziel der Städteplaner ist 

es, den öffentlichen Personen-Nahverkehr 

 

Den gutachterlichen Berechnungen 

sind mit Blick auf den Schienenver-

kehr die Zugbelastungszahlen der 

Deutschen Bahn für die Ist-Situation 

2020 zugrunde gelegt worden. Be-

lastbare Prognosedaten für die zu 

untersuchende Bahnstrecke sind der-

zeit nicht verfügbar. Die gutachterli-

chen Berechnungen sind zu diesem 

Punkt somit unter Zugrundelegung 
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Stand: Entwurf; August 2022   

Lfd. 
Nr. 

Einwender 
Datum  

Stellungnahmen (Anregungen, Hinweise) 

(in inhaltlicher Zusammenfassung) 

Stellungnahme  
der Verwaltung 

weiter zu stärken. Zudem ist nicht ausge-

schlossen, dass über diese Bahnlinie nächt-

licher Güterverkehr geleitet werden wird. 

Ferner wurde der zukünftig planbedingte zu-

sätzliche Straßenverkehr im schalltechni-

schen Gutachten nicht berücksichtigt. 

der im maßgeblichen Zeitpunkt ver-

fügbaren Erkenntnismittel erfolgt. Vor 

diesem Hintergrund werden die im 

Gutachten berücksichtigten Zugbe-

lastungszahlen für sachgerecht und 

methodisch richtig gehalten. 

Auch seitens des Fachamts sind im 

Zuge des Verfahrens Plausibilität und 

Nachvollziehbarkeit von Eingangs-

parametern und Ergebnissen insge-

samt bestätigt worden.  

  b) 

Die im schalltechnischen Gutachten nieder-

gelegten Werte ergeben, dass gesundes 

Wohnen in dem Plangebiet nicht gewährleis-

tet ist. Das Plangebiet ist in seiner Gänze 

nicht für eine Nutzung als allgemeines Wohn-

gebiet geeignet. Das Beiblattes 1 der - hier 

anzuwendenden - DIN 18005-1 „Schall-

schutz im Städtebau“ sieht für allgemeine 

Wohngebiete Beurteilungspegel von 55 

dB(A) tags und 45 dB(A) nachts vor. Diese 

Orientierungswerte werden im Plangebiet 

tagsüber und auch nachts erheblich über-

schritten. Die Anlage 4, Blätter 1-6 des 

schalltechnischen Gutachtens belegen dies 

eindeutig. 

Speziell die Außenwohnbereiche der ge-

planten ersten Bebauungsreihe entlang der 

Arminstraße und entlang der Bahntrasse 

sind am Tag extrem betroffen. Bekanntlich 

zählen zu den Außenwohnbereichen die 

außerhalb von Wohngebäuden vorhande-

nen Flächen, sofern sie nicht bloß der Ver-

schönerung des Grundstücks dienen, son-

dern in Ergänzung der Gebäudenutzung für 

ein Wohnen im Freien geeignet und be-

stimmt sind. Zu diesen Flächen gehören 

Gärten, Terrassen, Balkone und in ähnlicher 

Weise nutzbare sonstige Außenanlagen. 

Diese Betroffenheit gilt insbesondere auch 

für den Bereich der geplanten Kindertages-

stätte. Vor allem fällt in diesem Zusammen-

hang ins Gewicht, dass Kinder vornehmlich 

im Freien spielen (sollen). 

Auch nachts sind die Bereiche und Häuser 

der geplanten ersten Bebauungsreihe ent-

lang der Arminstraße und entlang der Bahn-

trasse betroffen. Die Verfasser des schall-

technischen Gutachtens verkennen insbe-

sondere, dass speziell in den Sommermo-

naten bei offenem Fenster geschlafen wird 

bzw. geschlafen werden muss. Die Sommer-

monate – so zeigt es die jüngste Vergan-

genheit – werden immer heißer. Nicht jeder 

wird in seiner Wohnbebauung eine Klimaan-

lage installieren lassen. 

 

Die durch den Einwender dargeleg-

ten Schlussfolgerungen hinsichtlich 

der Überschreitung der idealtypi-

schen Orientierungswerte des Bei-

blatts der DIN 18005 für allgemeine 

Wohngebiete sind nicht richtig und 

werden zurückgewiesen. Die Zumut-

barkeit von Geräuschimmissionen 

kann im Rahmen der Bauleitplanung 

anhand der Orientierungshilfe der 

Immissionsrichtwerte des Beiblatts 

zur DIN 18005 beurteilt werden. Die 

dort enthaltenden schalltechnischen 

Orientierungswerte sind jedoch we-

der rechtlich bindend noch stellen sie 

eine Planungsobergrenze dar. Ihre 

schematische Anwendung in Form 

von Grenzwerten ist unzulässig (s. 

u. a. OVG Münster, Urteil vom 

21.04.2015, Az. 2 D 78/13.NE). 

 

Der Bielefelder Wohnungsmarkt ist 

deutlich angespannt. Grundsätzlich 

besteht bereits seit mehreren Jahren 

eine allgemein hohe Nachfrage nach 

Wohnraum in vielen Marktsegmen-

ten. Eine Abschwächung der Wohn-

raumnachfrage ist auch in den näch-

sten Jahren nicht absehbar. Ebenso 

liegen die Versorgungsquoten für den 

Kindergartenbezirk Quelle und den 

Stadtbezirk Brackwede deutlich unter 

dem städtischen Mittel bzw. den an-

gestrebten Versorgungsquoten. Auf-

grund der gegebenen Bedarfslage ist 

die Schaffung von Wohnraum und 

Kinderbetreuungsplätzen dringend 

geboten. Diesen gewichtigen Zielen 

wird mit der vorliegenden Mobilisie-

rung des vorhandenen Innenentwick-

lungspotenzials Rechnung getragen.  
 

Im Sinne einer geordneten städte-

baulichen Entwicklung nach dem 

BauGB sind gesunde Wohn- und 
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Lfd. 
Nr. 

Einwender 
Datum  

Stellungnahmen (Anregungen, Hinweise) 

(in inhaltlicher Zusammenfassung) 

Stellungnahme  
der Verwaltung 

Welche Lärmbelastung einem Wohngebiet 

unterhalb der Grenze zu Gesundheitsgefah-

ren zugemutet werden darf, richtet sich nach 

den Umständen des Einzelfalls. Die Orien-

tierungswerte der DIN 18005-1 „Schall-

schutz im Städtebau“ können nach der 

Rechtsprechung zur Bestimmung der zumut-

baren Lärmbelastung eines Wohngebiets im 

Rahmen einer gerechten Abwägung als 

Orientierungshilfe herangezogen werden. 

Aber: Je weiter die Orientierungswerte der 

DIN 18005 überschritten werden, desto ge-

wichtiger müssen allerdings die für die Pla-

nung sprechenden städtebaulichen Gründe 

sein und umso mehr hat die Gemeinde die 

baulichen und technischen Möglichkeiten 

auszuschöpfen, die ihr zu Gebote stehen, 

um diese Auswirkungen zu verhindern. 

Die laut Schallgutachten ermittelten Werte 

liegen für das Plangebiet 

- deutlich oberhalb der Orientierungswerte 

für allgemeine Wohngebiet der DIN 

18005-1 „Schallschutz im Städtebau“ 

- deutlich oberhalb der Orientierungswerte 

für Mischgebiete der DIN 18005-1 „Schall-

schutz im Städtebau“, 

- sogar oberhalb der Grenzwerte der 16. 

BImSchV für Wohngebiete und 

-  gerade an der oberen Grenze der Werte 

der 16. BImSchV für Mischgebiete. 

Da die Stadt Bielefeld das Plangebiet als all-

gemeines Wohngebiet ausweist, sind 

grundsätzlich auch die Orientierungswerte 

für allgemeine Wohngebiet der DIN 18005-1 

anzusetzen. Die derzeitig von der Stadt Bie-

lefeld angeführten städtebaulichen Gründe 

sind vor dem oben geschilderten Hinter-

grund nicht ausreichend gewichtig genug. 

Zudem hat die Stadt Bielefeld die baulichen 

und technischen Möglichkeiten ausschöp-

fen, die ihr zu Gebote stehen, um die negati-

ven Auswirkungen zu verhindern. Dies be-

trifft insbesondere den aktiven und passiven 

Schallschutz.  

In einem früheren Gutachten wurde von den 

Verfassern eine Schallschutzwand zur 

Bahntrasse hin gefordert. Es verwundert, 

dass in dem neuen Gutachten davon keine 

Rede mehr ist. 

Arbeitsverhältnisse für die künftigen 

Bewohner/Nutzer im Plangebiet zu 

gewährleisten. Normative Grenzwer-

te zur Beurteilung dieser gesunden 

Wohn-/Arbeitsverhältnisse sind für 

die Bauleitplanung bisher nicht defi-

niert worden. Rechtlich anerkannt 

sind mit Blick auf den vorliegend rele-

vanten Verkehrslärm u. a. die Bezug-

nahme auf die idealtypischen Orien-

tierungswerte des Beiblatts 1 zur DIN 

18005 (Schallschutz im Städtebau) 

und/oder die Immissionsgrenzwerte 

der Verkehrslärmschutzverordnung 

(16. BImSchV). Die gebietsbezoge-

nen Werte werden in den genannten 

Regelwerken unterschiedlich defi-

niert: die idealtypischen Orientie-

rungswerte (Verkehrslärm) des Bei-

blatts 1 zur DIN 18005 liegen tags/ 

nachts für allgemeine Wohngebiete 

bei 55/45 dB(A) sowie für Mischge-

biete bei 60/50 dB(A); die Immis-

sionsgrenzwerte gemäß 16. 

BImSchV liegen tags/nachts für 

Wohngebiete bei 59/49 dB(A), für 

Mischgebiete 64/54 dB(A). 

 

Die auf das Plangebiet einwirkenden 

Immissionen durch den Straßen- und 

Schienenverkehr sind im Rahmen 

eines Schallgutachtens geprüft wor-

den. Nach den Ergebnissen des Gut-

achtens werden in der Tag- und 

Nachtzeit im zentralen und östlichen 

Teilbereich die idealtypischen Orien-

tierungswerte für WA-Gebiete nach 

dem Beiblatt der DIN 18005 einge-

halten, darüber hinaus werden auf 

den ganz überwiegenden Flächen, 

die für eine Bebauung vorgesehenen 

sind, Wohngebietswerte der 16. 

BImSchV bzw. die mischgebietstypi-

schen Orientierungswerte des Bei-

blatts der DIN 18005 eingehalten. 

Unmittelbar entlang der Bahntrasse, 

im Nahbereich des Knotenpunkts 

Queller Straße/Arminstraße/Kupfer-

heide sowie im Randbereich der Ar-

minstraße liegen die prognostizierten 

Pegel zwar oberhalb der Wohnge-

bietswerte der 16. BImSchV, die 

Grenzwerte für Mischgebiete werden 

aber entgegen der Stellungnahme 

unterschritten. Die höchstrichterlich 

bestätigte Schwelle der Gesundheits-
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Lfd. 
Nr. 

Einwender 
Datum  

Stellungnahmen (Anregungen, Hinweise) 

(in inhaltlicher Zusammenfassung) 

Stellungnahme  
der Verwaltung 

gefahr wird erst bei Dauerschallpe-

geln von 70/60 dB(A) tags/nachts 

erreicht – diese Schwelle wird im 

Plangebiet deutlich unterschritten.  

 

Im Ergebnis herrschen innerhalb des 

Plangebiets zwar keine idealtypi-

schen Werte für allgemeine Wohnge-

biete vor, es sind aber vom Grund-

satz her gesunde Wohnverhältnisse 

im mischgebietstypischen Rahmen 

gegeben. In der Rechtsprechung ist 

allgemein anerkannt, dass bei Einhal-

tung von Mischgebietswerten „gesun-

des Wohnen“ gegeben ist, da das 

Wohnen auch in Mischgebieten eine 

allgemein zulässige Hauptnutzung 

darstellt. Hier besteht in der Bauleit-

planung Abwägungsspielraum.  

 

Die Schallsituation im Plangebiet ist 

vergleichbar mit den Verkehrslärm-

vorbelastungen in den bestehenden 

allgemeinen und reinen Wohngebie-

ten entlang der Bahnstrecke und ent-

lang der Arminstraße. Diese liegen in 

vergleichbarer Entfernung zu den 

jeweiligen Schallquellen und weisen 

somit auch ähnlich hohe Vorbelas-

tungen auf wie für die Plangebiets-

flächen ermittelt. Eine ergänzende 

Bebauung auf der noch verbliebenen 

Freifläche innerhalb des erschlosse-

nen Siedlungsbereichs im Sinne der 

Nachverdichtung ist angesichts des 

gegebenen Bedarfs am vorliegenden 

Standort daher städtebaulich folge-

richtig. Die Einhaltung idealtypischer 

Schallwerte kann hier unter Berück-

sichtigung der örtlichen Rahmenbe-

dingungen aber nicht den Maßstab 

bilden. 

 

Möglichkeiten und Notwendigkeiten 

des aktiven Schallschutzes (Wände, 

Wälle) wurden geprüft und aus städ-

tebaulichen Gründen im Rahmen der 

Abwägung insgesamt verworfen. 

Derartige Maßnahmen müssten für 

einen hinreichenden Schutz aller Ge-

schossebenen Höhen ausweisen, die 

mindestens den Traufhöhen der ge-

planten Gebäude (= bis zu 7 m) ent-

sprechen. Sie würden in dieser Grö-

ßenordnung entsprechende Ab-

standserfordernisse auslösen und 
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Lfd. 
Nr. 

Einwender 
Datum  

Stellungnahmen (Anregungen, Hinweise) 

(in inhaltlicher Zusammenfassung) 

Stellungnahme  
der Verwaltung 

damit die Rücknahme von Baumög-

lichkeiten erfordern. Darüber hinaus 

könnte eine Wand entlang der Armin-

straße aufgrund der erforderlichen 

Gebietserschließung nicht ohne Un-

terbrechung umgesetzt werden, so 

dass die Wirksamkeit gemindert wird. 

Bei der gegebenen Vorbelastung 

sprechen die im Rahmen der Pla-

nung stärker gewichteten Ziele/Be-

lange (Deckung des Bedarfs an 

Wohnraum und Kinderbetreuungs-

plätzen, effektive/sparsame Nutzung 

verfügbarer Flächen, Vermeidung 

einer Riegelwirkung entlang des Stra-

ßenraums und Fortführung der klein-

teiligen Bebauungsstruktur, Eröff-

nung möglichst effektiver Nutzungs-

möglichkeiten für regenerative Ener-

gietechniken, insbesondere der So-

larenergie) gegen die Umsetzung ak-

tiver Schallschutzmaßnahmen. 

 

Bei den gegebenen Lärmeinwirkun-

gen werden auch keine Regelungen 

im Bebauungsplan erforderlich, um 

im Inneren der Gebäude idealtypi-

sche Pegelwerte zu gewährleisten – 

diesbezüglich sind die aktuell einzu-

haltenden Baustandards ausrei-

chend. Im Rahmen der „architektoni-

schen Selbsthilfe“ bestehen darüber 

hinaus auf Grundlage der Festset-

zungen hinreichend Möglichkeiten 

auch weitergehende Schutzmaßnah-

men wie bspw. Den Einbau sog. „Ha-

fencity-Fenster“, die Schallschutz 

auch bei teilgeöffneten Fenstern ge-

währleisten, umzusetzen. Darüber 

hinaus wird als vorbeugende Schutz-

maßnahme für Außenbereiche, die 

eine Vorbelastung oberhalb von 

60 dB(A) (= idealtypische Mischge-

bietswerte nach dem Beiblatt der DIN 

18005) aufweisen, eine ergänzende 

Festsetzung zu Schutzvorkehrungen 

für die Außenwohnbereiche aufge-

nommen. 

 

Kindergärten als sozialen Zwecken 

dienende Anlagen sind gemäß 

BauNVO grundsätzlich sowohl in 

Wohn- als auch in Mischgebieten 

allgemein zulässig. Die Regelwerke 

geben für derartige Nutzungen kei-

nen besonderen Schutzstaus vor. 

Von einer verträglichen Nutzung 
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Nr. 

Einwender 
Datum  

Stellungnahmen (Anregungen, Hinweise) 

(in inhaltlicher Zusammenfassung) 

Stellungnahme  
der Verwaltung 

kann jedoch bei Einhaltung gesunder 

Wohnverhältnisse grundsätzlich aus-

gegangen werden. Nach den Ergeb-

nissen des Schallgutachtens liegt die 

Gemeinbedarfsfläche in einem insge-

samt mischgebietstypisch vorbelaste-

ten Bereich, so dass vom Grundsatz 

her von wohnverträglichen Verhält-

nissen auszugehen ist. Diese schall-

technische Situation wird vorliegend 

für die geplante Nutzung als vertret-

bar bewertet, von spezifischen schall-

schützenden Regelungen wird abge-

sehen. Anhaltspunkte für einen Nut-

zungskonflikt aufgrund einwirkender 

Verkehrsgeräusche sind nicht er-

kennbar. 

 

Zusammenfassend wird davon aus-

gegangen, dass mit Blick auf die an-

gestrebten städtebaulichen Ziele und 

Rahmenbedingungen durch die dar-

gestellten Maßnahmen in der örtli-

chen Situation auf die bestehende 

Verkehrslärmvorbelastung in einem 

angemessenen und verhältnismäßi-

gen Umfang reagiert wird. Den Anfor-

derungen des BauGB nach gesun-

den Wohn- und Arbeitsverhältnissen 

kann insgesamt entsprochen werden. 

 

  2. Zu belastende Flächen 

Laut dem Nutzungsplan ist vorgesehen, 

dass auch das Flurstück 1981 mit einem 

Geh, Fahr- und Leitungsrecht belastet wer-

den soll. In diesem Zusammenhang wird 

vorsorglich zunächst nur mitgeteilt, dass 

dieses Flurstück nicht im Alleineigentum des 

Vorhabenträgers steht. 

 

 

Der Hinweis wird zu Kenntnis genom-

men. Das benannte Grundstück ist 

für die Umsetzung des geplanten 

Wohngebiets nicht erforderlich.  

Sofern jedoch auf den rückwärtigen 

einbezogenen privaten Flächen 

ebenfalls einzelne Gebäude errichtet 

werden sollen, bedarf es der Eini-

gung der jeweils betroffenen Eigentü-

mer (dies betrifft u. a. auch das 

Grundstück des Mandanten). 

 

   Zusammenfassend ist die vorge-

tragene Kritik an der vorliegenden 

Planung zurückzuweisen. Die Pla-

nung ist am vorliegenden Standort 

städtebaulich folgerichtig und soll 

fortgeführt werden. 
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(in inhaltlicher Zusammenfassung) 

Stellungnahme  
der Verwaltung 

2 Stellungnahme 

mit Schreiben 

vom 25.03.2021 

Es wird mitgeteilt, dass über das Flurstück 

87 keine Ver- und Entsorgungsleitungen des 

Erschließungsgebiets Arminstraße / Haller 

Wilhelm Patt verlegt werden dürfen. Durch-

leitungsrechten zu Gunsten Dritter wird nicht 

zugestimmt. 

Es wird großes Interesse am Kauf des Flur-

stücks 2431 geäußert, ggf. auch teilweise, 

ähnlich wie bei dem Flurstück 89. Dies ist im 

aktuellen Bauplan nicht korrekt eingezeich-

net.  

Ebenso besteht Interesse am Erwerb des 

südlich angrenzenden Grünstreifens. 

Die Stellungnahme wird zur Kennt-

nis genommen. Flächen außerhalb 

des Plangebiets sind nicht Teil des 

Erschließungskonzepts, eine diesbe-

zügliche Betroffenheit kann daher 

ausgeschlossen werden.  

 

Die Veräußerung von Grundstücks-

(teil-)flächen ist darüber hinaus nicht 

Gegenstand der Bauleitplanung. Er-

gänzend wird darauf hingewiesen, 

dass die Flächen des südlichen an-

grenzenden Grünstreifens für die ent-

wässerungstechnische Erschließung 

des Plangebiets benötigt werden.  

 

3 Stellungnahme 

mit Schreiben 

vom 26.03.2021 

Bezug genommen wird auf Kapitel 5.7 der 

Vorentwurfsbegründung (Ver- und Entsor-

gung sowie Wasserwirtschaft). Die Formu-

lierung bzgl. der Aussagen zur Lage neuer 

Schmutzwasserkanäle bis zur Ottostraße in 

den geplanten öffentlichen Erschließungs-

straßen sowie über private Grundstücke ist 

nicht eindeutig. Sofern nicht nur die privaten 

Grundstücke der Bebauungsfläche, sondern 

auch angrenzende private Grundstücke ge-

meint sein sollten, wird mitgeteilt, dass für 

eine Verlegung öffentlicher Kanäle über das 

eigene Grundstück (außerhalb des Plange-

biets) kein Einverständnis besteht. 

 

Die Stellungnahme wird zur Kennt-

nis genommen. Flächen außerhalb 

des Plangebiets sind nicht Teil des 

Erschließungskonzepts, eine diesbe-

zügliche Betroffenheit kann daher 

ausgeschlossen werden.  

4 Stellungnahme 

mit Schreiben 

vom 22.03.2021 

Dem Vorentwurf wird vorsorglich widerspro-

chen. Bezug genommen wird auf die Aussa-

gen in Kapitel 5.7 der Vorentwurfsbegrün-

dung zur Regen- und Schmutzwasserbesei-

tigung (Formulierung „Verlegung von Kanal-

trassen über private Grundstücke bis zur 

Ottostraße“) genannt. Hierzu besteht erheb-

licher Klärungsbedarf. Sollten derartige Lei-

tungsrechte für das eigene Grundstück 

(außerhalb des Plangebiets) geplant sein, 

wird dies ausdrücklich abgelehnt. 

 

Die Stellungnahme wird zur Kennt-

nis genommen. Flächen außerhalb 

des Plangebiets sind nicht Teil des 

Erschließungskonzepts, eine diesbe-

zügliche Betroffenheit kann daher 

ausgeschlossen werden.  
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2. Auswertung der Stellungnahmen aus der Beteiligung  
der Behörden und Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 (1) BauGB  
zum Vorentwurf des Bebauungsplans Nr. I/Q 25 

 

Im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung der Behörden sowie der sonstigen Träger öffentlicher 
Belange (Februar – April 2021) sind zu den allgemeinen Zielen und Zwecken der Planung 
Äußerungen vorgebracht worden.  
 
Im Folgenden werden die eingegangenen Stellungnahmen mit der jeweiligen Stellungnahme 
der Verwaltung dargestellt. 
 
Es wurden folgende Stellungnahmen vorgetragen: 
 

Lfd. 

Nr. 

Einwender 

Datum  

Stellungnahmen (Anregungen, Hinweise) 

(in inhaltlicher Zusammenfassung) 

Stellungnahme  

der Verwaltung 

1 Untere Natur-

schutzbehörde, 

Schreiben des 

Umweltamts vom 

18.05.2021 

Artenschutzrechtliche Belange 

Der in der Begründung dargelegten Beurtei-

lung über die zu erwartenden Auswirkungen 

der Umsetzung der Planung auf die arten-

schutzrechtlichen Belange wird zugestimmt.  

Das Plangebiet wird bis auf das Hausgrund-

stück Arminstraße 35 ausschließlich als 

brachgefallenes Grünland genutzt. Gehölze 

sind nur untergeordnet auf dem o. g. Haus-

grundstück in Form von Ziergehölzen vor-

handen. Die zur Erhaltung vorgesehene 

Pappel wurde mittlerweile gefällt. Durch die 

zu erwartende Begrünung der neuen Wohn-

grundstücke mit Gehölzen werden zukünftig 

neue Lebensräume geschaffen.  

Aufgrund des Fehlens geeigneter Lebens-

raumstrukturen und dem hohen Störungspo-

tential, dass durch die angrenzende Wohn-

bebauung, insbesondere durch Hundehalter 

und deren Hunde bedingt ist, kann davon 

ausgegangen werden, dass mit der Realisie-

rung des Wohngebiets nicht gegen die Ver-

bote des § 44 (1) Ziffer 1 – 3 Bundesnatur-

schutzgesetz verstoßen wird. In der näheren 

Umgebung sind ausreichend Ausweichmög-

lichkeiten für die im Plangebiet vorkommen-

den Arten vorhanden, so dass die ökologi-

sche Funktionsfähigkeit der Fortpflanzungs- 

und Ruhestätten im räumlichen Zusammen-

hang gewahrt bleibt. 

Sofern absehbar ist, dass das Haus Nr. 35 

im Zuge der Realisierung des neuen Bauge-

biets in Kürze nach Rechtskraft des Bebau-

ungsplans abgerissen werden soll, ist dieses 

Haus von außen und innen auf das Vorhan-

densein von Fortpflanzungs- und Ruhestät-

ten von planungsrelevanten Fledermaus- 

oder Vogelarten hin zu untersuchen. Ggf. 

sind entsprechende Vermeidungsmaßnah-

men vorzusehen und im Bebauungsplan 

festzusetzen. 

 

Es wird zur Kenntnis genommen, 

dass der artenschutzrechtlichen Ein-

schätzung im Bebauungsplan seitens 

der Fachbehörde gefolgt wird und 

entsprechende Vermeidungsmaß-

nahmen auf Bebauungsplanebene 

nicht erforderlich werden. 

Ein möglicher Abriss des Gebäudes 

Nr. 35 ist derzeit nicht absehbar. Von 

entsprechenden Artenschutzuntersu-

chungen im Zuge des Planverfahrens 

wird insofern abgesehen.  

Die auch im Zuge von Abbruchvor-

haben/Beseitigungsmaßnahmen zu 

beachtenden Rechtsvorschriften 

(betreffen u. a. das Artenschutzrecht) 

sind hiervon unbenommen einzuhal-

ten. Weitergehender Handlungsbe-

darf im Rahmen der Bauleitplanung 

besteht insofern nicht.  
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Lfd. 

Nr. 

Einwender 

Datum  

Stellungnahmen (Anregungen, Hinweise) 

(in inhaltlicher Zusammenfassung) 

Stellungnahme  

der Verwaltung 

  Landschaftsplan Bielefeld-West: 

In einem gesonderten Kapitel sind die Aus-

wirkungen der Planung auf den Land-

schaftsplan Bielefeld – West darzulegen. 

Der Landschaftsplan bezieht das gesamte 

Bebauungsplangebiet, das im FNP als 

Wohnbaufläche dargestellt ist, in seinen Gel-

tungsbereich mit ein. Schutzfestsetzungen 

sind allerdings keine vorhanden.  

Da es sich bei dem Geltungsbereich des 

Landschaftsplans um eine widersprechende 

Festsetzung im Sinne des § 16 (1) Land-

schaftsgesetz handelt, muss der Land-

schaftsplan im gesamten Geltungsbereich 

des Bebauungsplans aufgehoben werden. 

 

 

Die Hinweise werden zur Kenntnis 

genommen. Die mitgeteilten Informa-

tionen zu den Auswirkungen der Pla-

nung auf den Landschaftsplan Biele-

feld-West waren in den Planunterla-

gen bereits enthalten (s. Kapitel 7.4). 

Weitergehender Handlungsbedarf im 

Rahmen der Bauleitplanung besteht 

insofern nicht. 

 

2 Untere Wasser-

behörde, Untere 

Abfallbehörde, 

Untere Boden-

schutzbehörde,  

Schreiben des 

Umweltamts vom 

18.05.2021 

 

Das Gebiet soll zwecks Höhenausgleich mit 

geeigneten Böden aufgefüllt werden. Zur 

frühzeitigen Abstimmung und Qualitätssiche-

rung sind vorab/rechtzeitig entsprechende 

Anzeigen mit Gütenachweis (Laboranalytik) 

inkl. Bewertung des Bodenmaterials beim 

Umweltamt der Stadt Bielefeld (360.32), 

vorzulegen. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis ge-

nommen. Sie betreffen die Umset-

zung/Erschließung des Gebiets und 

werden zur umfassenden Information 

an die beteiligten Projektentwickler 

weitergeleitet. Weitergehender Hand-

lungsbedarf im Rahmen der Bauleit-

planung leitet sich hieraus nicht ab. 

  Niederschlagswasserbeseitigung nach § 55 

WHG in Verbindung mit § 44 LWG: 

Das Plangebiet liegt im Einzugsgebiet der E 

10/2, die im Mischsystem entwässert. In 

einem Gutachten des Ing. Büros Umpfen-

bach wurde nachgewiesen, dass die Mög-

lichkeit zur Versickerung gegeben ist. Vom 

Büro Plan B wurde daraufhin ein Entwässe-

rungskonzept erarbeitet, dass eine ca. 1 m 

starke Auffüllung des Geländes mit versicke-

rungsfähigem Boden vorsieht. Für spätere 

Bemessungen/Nachweise von Versicke-

rungsanlagen werden folgende Auflagen 

gefordert: 

- Für jedes Grundstück ist eine Erlaubnis 

zum Einleiten in das Grundwasser und 

eine Genehmigung für die Versickerungs-

anlage zu beantragen. Die Anlagen sind 

als Muldenversickerung mit einem kf Wert 

von 10-5 bzw. einem Wert von 0,00001 zu 

berechnen. 

- Die Lage der Versickerungsanlage und 

ihre Ausmaße sind im Antrag mit anzuge-

ben. 

- Die benötigte Versickerungsfläche ist im 

B-Plan als Wasserwirtschaftliche Fläche 

zu kennzeichnen. Diese Fläche darf nicht 

überbaut werden.  

- Die Versickerung über die belebte Boden-

zone ist obligatorisch. Eine Versickerung 

 

 

Das Entwässerungskonzept ist im 

Vorfeld der Entwurfserarbeitung mit 

den betroffenen Fachämtern und -be-

hörden weitergehend abgestimmt 

worden. Geplant wird eine dezentrale 

Versickerung sowohl für die Erschlie-

ßungsanlagen als auch auf den Bau-

grundstücken. Die hierfür insgesamt 

notwendigen Maßnahmen werden im 

Rahmen der Fachplanungen sowie 

im Bebauungsplan aufgegriffen.  

 

Zur Sicherstellung der dezentralen 

Versickerung von Niederschlagswas-

ser auf den Baugrundstücken enthält 

der Bebauungsplan gemäß § 9 (4) 

BauGB i. V. m. § 44 LWG eine ent-

sprechende Regelung. Die angereg-

ten ergänzenden Vorgaben können 

im Rahmen des vorliegenden ange-

botsorientierten Bebauungsplans auf-

grund der noch nicht feststehenden 

Grundstücksgrenzen, der noch unbe-

kannten Lage der Gebäude etc. nicht 

geregelt werden. Eine Verortung der 

Versickerungsanlagen kann erst im 

Zuge der Bauantragstellung sinnvoll 
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Lfd. 

Nr. 

Einwender 

Datum  

Stellungnahmen (Anregungen, Hinweise) 

(in inhaltlicher Zusammenfassung) 

Stellungnahme  

der Verwaltung 

ausschließlich über Rigolen kann nur in 

Ausnahmefällen nach Abstimmung mit 

dem Umweltamt erfolgen. 

- Die für eine Versickerung erforderliche Ge-

ländehöhe ist für jedes Grundstück im B-

Plan festzulegen. 

- Auswahl und Bemessung der Straßenent-

wässerung ist vom Planer mit anzugeben 

und im B-Plan mit aufzunehmen. 

- Auf die Frage, ob die an der Bahn gelege-

nen Grundstücke ihr Regenwasser nicht 

versickern, sondern nur über die Bahndrai-

nage ableiten, sollte noch eingegangen 

werden. Diese Entwässerungsvariante ist 

mit der DB abzustimmen bzw. die Geneh-

migung einzuholen. 

Hinweis: Die DB fordert generell Mindest-

abstände von baulichen Anlagen zu Bahn-

trassen.  

 

Die gesicherte Entwässerung des Plange-

biets ist erst dann gegeben, wenn eine Vor-

bemessung der Einzelanlagen mit dem Um-

weltamt abgestimmt ist und die Lage der 

Versickerungsanlagen feststeht. 

 

erfolgen. Für die einzelnen Bau-

grundstücke werden daher im Rah-

men der Einreichung der Bauanträge 

die erforderlichen wasserrechtlichen 

Erlaubnisanträge seitens der jeweili-

gen Bauwilligen erstellt und bei der 

Unteren Wasserbehörde zur Geneh-

migung eingereicht. 

In Abstimmung mit der Fachbehörde 

soll daher auf die angeregten weiter-

gehenden Festsetzungen verzichtet 

werden. In der Begründung wird auf 

die Erfordernisse hingewiesen, dar-

über hinaus wird ein entsprechender 

Hinweis auch auf dem Textblatt ge-

führt. 

Eine Betroffenheit der Bahnanlagen 

infolge der geplanten Entwässerung 

ist nicht erkennbar. 

 

Seitens der Fachbehörde wurde mit 

Schreiben vom 15.07.2022 mitgeteilt, 

dass gegen die geplante Entwässe-

rungskonzeption keine Bedenken 

bestehen. 

 

Zusammenfassend wird die Stel-

lungnahme zur Kenntnis genom-

men. Das Planverfahren soll unter 

Berücksichtigung der aufgenom-

menen Punkte fortgeführt werden.  

 

3 Untere Denkmal-

behörde, 

Schreiben vom 

12.04.2021 

 

Die Belange der Denkmalpflege gemäß § 1 

(5) BauGB und § 1 DSchG NRW werden 

nicht berührt, da sich im Plangebiet zurzeit 

keine eingetragenen Bau- und Boden-

denkmäler befinden. 

 

Im B-Plan ist folgender Hinweis unter Fest-

setzungen aufzunehmen:  

„Kulturgeschichtliche Bodenfunde  

Wenn bei Erdarbeiten kultur- oder erdge-

schichtliche Bodenfunde oder Befunde (et-

wa Tonscherben, Metallfunde, dunkle Bo-

denverfärbungen, Knochen, Fossilien) ent-

deckt werden, ist nach §§ 15 und 16 des 

Denkmalschutzgesetzes die Entdeckung un-

verzüglich der Stadt oder der LWL-Archäolo-

gie für Westfalen, Außenstelle Bielefeld, Am 

Stadtholz 24 a, 33609 Bielefeld, Tel. 0251/ 

591-8961, email: lwl-archaeologie-biele-

feld@lwl.org anzuzeigen und die Entde-

ckungsstätte mindestens drei Werktage in 

unverändertem Zustand zu erhalten.“ 

 

Es wird zur Kenntnis genommen, 

dass die Belange der Denkmalpflege 

nicht berührt sind. Weitergehender 

Ausführungen in der Planbegründung 

bedarf es insofern nicht.  

Der bereits enthaltene Hinweis zum 

Umgang mit Bodendenkmälern wird 

redaktionell unter Berücksichtigung 

der seit April 2022 geltenden Rege-

lungen des Denkmalschutzgesetzes 

angepasst.  

 

Zusammenfassend wird die Stellung-

nahme somit teilweise berücksich-

tigt. 
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Lfd. 

Nr. 

Einwender 

Datum  

Stellungnahmen (Anregungen, Hinweise) 

(in inhaltlicher Zusammenfassung) 

Stellungnahme  

der Verwaltung 

Im Teil B „Allgemeine Ziele und Zwecke der 

Planung“ sollte der Punkt 5.8 folgende Über-

schrift erhalten:  

„Bau- und Bodendenkmalschutz“  

Hier sollte in Ergänzung der Erläuterung auf 

die konkret vorliegende Bestandsituation 

und den o. g. Hinweis eingegangen werden. 

4 Polizeipräsidium 

Bielefeld, Direk-

tion Verkehr/Füh-

rungsstelle, 

Schreiben vom 

31.03.2021 

 

Zu den überwiegenden Planungen im Be-

reich der geplanten Wohnbebauung beste-

hen aufgrund der Anzahl von 55-75 geplan-

ten neuen Wohneinheiten sowie der guten 

bestehenden Verkehrsanbindungen aus 

polizeilicher verkehrlicher Sicht keine Be-

denken. 

Einzig der Standort der geplanten Kita un-

mittelbar im Einmündungsbereich Queller 

Straße/Arminstraße wird aus polizeilicher 

verkehrlicher Sicht kritisch gesehen. Da eine 

Kita immer mit Hol- und Bringverkehren und 

leider häufig mit Parkverstößen einhergeht, 

werden hier für ein abschließendes Urteil 

weitere Zahlen benötigt. Wie viele Kinder 

überqueren die Arminstraße in Höhe der 

Einmündung Queller Straße aufgrund des 

entlang der Queller Straße verlaufenden 

Schulwegs zur Queller Grundschule für die 

Wohngebiete südlich der Bahnstrecke? 

Liegen hierfür Zahlen vor? 

Gegenläufig dürfte es entlang der Queller 

Straße Schüler-Radverkehr von den Kindern 

geben, die im nördlichen Bereich der Bahn-

strecke wohnen und die südlich der Bahn-

strecke gelegene Gesamtschule Quelle er-

reichen wollen und hierfür unmittelbar nach 

dem Queren der Bahngleise von der Queller 

Straße nach links in die Kupferheide abbie-

gen wollen bzw. auf dem Rückweg aus der 

Kupferheide in die Queller Straße einbiegen 

und dort unmittelbar nach Erreichen der 

Queller Straße die Bahngleise, den Haller-

Willem-Patt und die Arminstraße überque-

ren. 

Auf nur 50 m Strecke entlang der Queller 

Straße, die in diesen 50 m noch einen star-

ken Kurvenverlauf hat, münden zwei Straße, 

kreuzt eine Bahnlinie und mündet ein Fuß-

weg zur Bahnhaltestelle. Das ist aus ver-

kehrlicher Sicht für Grundschüler bereits 

eine sehr große Herausforderung. Wenn im 

Einmündungsbereich der Arminstraße eine 

Kita hinzukommt, wird es dort - zusätzlich zu 

dem zusätzlichen Anwohnerverkehr durch 

55 bis 75 neue Wohneinheiten - auch zu 

Bring- und Holverkehren im Zusammenhang 

mit der Kita kommen. 

Es wird zur Kenntnis genommen, 

dass gegen die Wohngebietsentwick-

lung selbst aus polizeilicher verkehrli-

cher Sicht keine Bedenken bestehen. 

 

Der Sachverhalt der Schulwegsicher-

heit ist im Verfahren geprüft worden. 

In diesem Zusammenhang hat u. a. 

auch eine Ortsbesichtigung stattge-

funden. 

Die Schulkinder queren in Höhe der 

Bahngleise/Arminstraße die Queller 

Straße, um auf dem dort westlich vor-

handenen Gehweg ihren Schulweg 

fortzusetzen. Die Verkehrssituation 

ist aufgrund des Bahnübergangs und 

der Einmündungen von Kupferheide 

und Arminstraße bereits im Bestand 

sehr unübersichtlich. Die vorgetrage-

nen verkehrlichen Bedenken sind in-

sofern nachvollziehbar. 

 

Festzuhalten ist, dass angesichts der 

gegebenen Situation bereits heute 

die Notwendigkeit besteht, durch ver-

kehrslenkende Maßnahmen gegen-

zusteuern. Entsprechende Maßnah-

men zur Verbesserung werden unab-

hängig von der vorliegenden Planung 

aktuell durch das zuständige Fach-

amt geprüft. Nach bisheriger Kennt-

nis kann z. B. das Anlegen einer 

Gehwegüberfahrt in der Einmündung 

zur Arminstraße und einer (teil-)gesi-

cherten Querung im weiteren Verlauf 

der Queller Straße nördlich des Plan-

gebiets die Schulwegsicherheit posi-

tiv beeinflussen. Diese Maßnahmen 

betreffen städtische Flächen außer-

halb des Plangebiets. Sie sind unab-

hängig von der vorliegenden Planung 

umsetzbar, Detailplanungen und -ab-

stimmungen stehen derzeit aber 

noch aus. 

 

Die geplante Kindertagesstätte soll 

auf dem östlichen Teil des künftigen 

Gemeinbedarfsgrundstücks angeord-

net werden. Dort nördlich vorgelagert 
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Lfd. 

Nr. 

Einwender 

Datum  

Stellungnahmen (Anregungen, Hinweise) 

(in inhaltlicher Zusammenfassung) 

Stellungnahme  

der Verwaltung 

Daher muss aus polizeilicher verkehrlicher 

Sicht auf eine sorgfältige Planung der Zuwe-

gungs- und Parkmöglichkeiten bei den Pla-

nungen der Kita besonders geachtet werden 

- auch im Hinblick auf die Auswirkungen auf 

den Schulweg entlang der Queller Straße. 

Wo ist der Zugangsbereich für die Kita ge-

plant? Wo werden Parkmöglichkeiten (mög-

lichst weit weg von der Einmündung Armin-

straße/Queller Straße) für den Kita-Bring-/ 

Holverkehr geplant? Muss die Einmündung 

Queller Straße/Arminstraße im Hinblick auf 

mehr Kfz-Verkehr aus dem erweiterten 

Wohngebiet an der Arminstraße und die An-

zahl von dort querenden Grundschulkindern 

verkehrlich umgestaltet werden? 

 

Eine abschließende Beurteilung aus polizei-

licher verkehrlicher Sicht ist aufgrund der 

oben aufgeführten noch offenen Fragen zu 

diesem Zeitpunkt - bezogen auf die Planun-

gen zu der Kita im Einmündungsbereich 

Arminstraße/Queller Straße nicht möglich. 

 

ist eine Stellplatzanlage verortet, die 

Zufahrt auf die Fläche ist mindestens 

60 m vom Einmündungsbereich 

Arminstraße/Queller Straße entfernt 

geplant, dies wird im Bebauungsplan 

durch ein entsprechendes Zu-/Ab-

fahrtverbot sichergestellt. 

 

Mit Blick auf die geplante Errichtung 

einer 5-Gruppen-Kita im Nahbereich 

der Einmündung Arminstraße/Queller 

Straße ist die Abwicklung der Hol-/ 

Bringverkehre durch einen Verkehrs-

gutachter unter Begleitung des zu-

ständigen städtischen Fachamts ge-

prüft worden. Aufgrund der zeitlichen 

Überschneidung von Schul- und Kita-

Beginn ist hier insbesondere die mor-

gendliche Spitzenstunde bzw. mit 

Blick auf die Dauer des Bringvor-

gangs (ca. 10–15 Minuten) die Spit-

zenviertelstunde wesentlich. Für die-

sen Zeitraum werden gemäß der gut-

achterlichen Ergebnisse gleichzeitig 

maximal 6–9 Parkplätze für eine ver-

trägliche Abwicklung der Hol-/Bring-

verkehre benötigt. Die auf der Ge-

meinbedarfsfläche für Stellplätze vor-

gehaltene Fläche ist so dimensio-

niert, dass über den Bedarf für die 

Mitarbeitenden hinaus auch eine Mit-

nutzung für Hol-/Bringverkehre mög-

lich ist. Darüber hinaus bieten sich 

plangebietsseitig entlang der Armin-

straße Möglichkeiten für die Anord-

nung von etwa 7–10 Stellplätzen im 

Straßenraum in einer fußläufig zu-

mutbaren Entfernung (50 m zum 

Eingang der Kita). Zudem ist an der 

Einmündung Queller Straße/Armin-

straße auf einer Länge von ca. 40 m 

ein Halteverbot angeordnet. Dadurch 

ist das Einfahren von der Queller 

Straße in die Arminstraße ohne 

Rückstau möglich. Da ausreichende 

Ausweichstellen zwischen den Park-

möglichkeiten bestehen, ist ange-

sichts der festgestellten Querschnitts-

belastungen von einem störungs-

freien Verkehrsablauf im Bereich der 

Kindertagesstätte auszugehen. 

Durch diese Verkehrsführung sind im 

Bereich der Kita auch geringere 

Geschwindigkeiten zu erwarten. 

 

Unter Berücksichtigung der nachge-

wiesenen konfliktfreien Abwicklung 
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Lfd. 

Nr. 

Einwender 
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Stellungnahmen (Anregungen, Hinweise) 

(in inhaltlicher Zusammenfassung) 

Stellungnahme  

der Verwaltung 

der Hol-/Bringverkehre innerhalb des 

am stärksten frequentierten Zeit-

raums am Morgen können negative 

Auswirkungen auf die Schulwegsi-

cherheit infolge der vorliegenden Pla-

nung ausgeschlossen werden. Sollte 

sich nach Inbetriebnahme der Kita 

herausstellen, dass sich weitere ver-

kehrliche Notwendigkeiten ergeben, 

wird die Stadt weitergehende Maß-

nahmen prüfen und anordnen. 

 

Zusammenfassend wird die Stel-

lungnahme somit berücksichtigt. 

 

5 Eisenbahn-Bun-

desamt/Außen-

stelle Essen, 

Schreiben vom  

08.04.2021  

 

Gegen die Erteilung einer Genehmigung zu 

dem o. g. Vorhaben bestehen keine Beden-

ken, sofern Bahnanlagen dadurch nicht be-

einträchtigt werden. 

Im Übrigen ist sicherzustellen, dass bei der 

Realisierung des Vorhabens weder die Sub-

stanz der Eisenbahnbetriebsanlagen noch 

der darauf stattfindende Eisenbahnverkehr 

gefährdet wird. Sofern dies nicht ohnehin 

veranlasst worden sein sollte, wird die Betei-

ligung der Infrastrukturbetreiberin DB Netz 

AG/DB Energie GmbH als Trägerin öffent-

licher Belange empfohlen. Denn das Eisen-

bahn-Bundesamt prüft nicht die Vereinbar-

keit Ihrer Planungen aus Sicht der Betreiber 

der Eisenbahnbetriebsanlagen. 

 

Die Stellungnahme wird zur Kennt-

nis genommen. Eine Beeinträchti-

gung von Bahnanlagen bzw. des 

Bahnverkehrs infolge der vorliegen-

den Bauleitplanung ist nicht erkenn-

bar. Die Deutsche Bahn AG ist betei-

ligt worden (s. nachfolgende Stel-

lungnahme). 

6 Deutsche Bahn 

AG/DB Immobi-

lien,  

Schreiben vom 

23.03.2021 

Seitens der Deutschen Bahn AG bestehen 

keine Bedenken, wenn die nachfolgende 

Hinweise berücksichtigt werden: 

- Durch das Vorhaben dürfen die Sicherheit 

und die Leichtigkeit des Eisenbahnver-

kehrs auf der angrenzenden Bahnstrecke 

nicht gefährdet oder gestört werden. Aus-

wirkungen auf Bahndurchlässe sowie 

Sichtbehinderungen der Triebfahrzeugfüh-

rer durch Blendungen, Reflexionen oder 

Staubentwicklungen sind zu vermeiden. 

- Der angrenzende Bahnübergang „Queller 

Straße“ in km 2,042 darf durch erhöhtes 

Verkehrsaufkommen (Mehrverkehre infol-

ge des neuen Wohngebiets) oder den Ein-

satz schwer beladener Baufahrzeuge nicht 

beeinträchtigt werden. Die Sicherheit am 

BÜ darf durch das Vorhaben nicht beein-

trächtigt werden. Weiterhin darf der be-

nachbarte Bahnhaltepunkt nicht beein-

trächtigt werden. Die Zugänglichkeit hierzu 

ist stets zu gewährleisten. 

Die mit der Planung verbundenen 

Neuverkehre sowie deren Auswirkun-

gen auf die umliegenden Knoten-

punkte sind durch einen Fachgutach-

ter ermittelt worden. Im Ergebnis ist 

nachgewiesen worden, dass die Ver-

kehrserzeugung aus dem Baugebiet 

zu keinen wesentlichen Veränderun-

gen oder Beeinträchtigungen im um-

gebenden Straßennetz führen wird. 

Insofern sind auch keine negativen 

verkehrlichen Auswirkungen auf den 

Bahnübergang zu erwarten. 

 

Der durch den Schienenverkehr ver-

ursachte Verkehrslärm wurde in den 

gutachterlichen Untersuchungen 

ebenfalls geprüft. Auf Grundlage der 

gutachterlichen Ergebnisse sind bei 

den gegebenen Vorbelastungen im 

mischgebietstypischen Rahmen im 

Bebauungsplan keine Festsetzungen 
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Lfd. 

Nr. 

Einwender 

Datum  

Stellungnahmen (Anregungen, Hinweise) 

(in inhaltlicher Zusammenfassung) 

Stellungnahme  

der Verwaltung 

- Wird aufgrund des Vorhabens eine Kreu-

zung der vorhandenen Bahnstrecken mit 

Kanälen, Wasserleitungen o. ä. erforder-

lich, so sind hierfür entsprechende Kreu-

zungs- bzw. Gestattungsanträge zu stel-

len. Die notwendigen Antragsunterlagen 

sind online zu finden unter: 

www.deutschebahn.com/de/geschaefte/im

mobilien/Verlegung_von_Leitungen-

1197952. 

- Durch den Eisenbahnbetrieb und die Er-

haltung der Bahnanlagen entstehen Emis-

sionen (insbesondere Luft- und Körper-

schall, Abgase, Funkenflug, Abriebe z. B. 

durch Bremsstäube, elektrische Beeinflus-

sungen durch magnetische Felder etc.), 

die zu Immissionen an benachbarter Be-

bauung führen können. Entschädigungs-

ansprüche oder Ansprüche auf Schutz- 

oder Ersatzmaßnahmen können gegen die 

DB AG nicht geltend gemacht werden. 

- Spätere Anträge auf Baugenehmigung für 

den Geltungsbereich sind uns erneut zur 

Stellungnahme vorzulegen. Wir behalten 

uns weitere Bedingungen und Auflagen, 

insbesondere in Bezug auf die Bauausfüh-

rung, vor. 

 

zur Gewährleistung gesunder Wohn-/ 

Arbeitsverhältnisse notwendig.  

 

Zudem liegt das Plangebiet in einem 

Bereich, der insgesamt durch Wohn-

nutzungen geprägt ist – sowohl ent-

lang der Arminstraße als auch beid-

seits der Bahnstrecke. Die vorliegend 

ermöglichte (Wohn-)Bebauung rückt 

hier nicht näher als der Bestand an 

die Bahnanlagen heran. Somit herr-

schen vergleichbare Vorbelastungen 

wie für die z. T. seit Jahrzehnten vor-

handene Bestandsbebauung vor, an 

der seitens der Infrastrukturbetreibe-

rin ggf. entsprechende Immissions-

werte auch über die Schallsituation 

hinaus einzuhalten sind. Eine neue 

Konfliktlage durch die vorliegende 

Baulückenschließung wird insofern 

nicht ausgelöst.  

 

Die übrigen Anforderungen sind ein-

zelfallbezogen im Rahmen der Um-

setzung zu klären sowie auf Grund-

lage der jeweiligen gesetzlichen Vor-

gaben zu berücksichtigen. 

 

Zusammenfassend werden die Be-

lange der Deutsche Bahn AG/DB 

Immobilien angemessen berück-

sichtigt. 

 

7 Bezirksregierung 

Detmold/Dez. 33, 

Schreiben vom 

30.03.2021 

Die vorliegenden Unterlagen wurden im Hin-

blick auf die Bereiche Immissionsschutz (nur 

Achtungsabstände nach KAS-18), kommu-

nales Abwasser sowie Agrarstruktur und all-

gemeine Landeskultur geprüft. 

 

Aus dem Dezernat 54 (Wasserwirtschaft/ 

Abwasser) werden Bedenken gegen die Pla-

nung erhoben.  

Aus den vorgelegten Planungen ist nicht zu 

entnehmen, dass eine ausreichende Prü-

fung aller gesetzlich vorgegebenen Abwas-

serbeseitigungsvarianten erfolgte.  

Des Weiteren ist der Verbindungssammler 

zwischen der Stadt Bielefeld und der Klär-

anlage des Wasserverbandes Obere Lutter 

hydraulisch überlastet und das RÜB Marien-

felderstraße im kommunalen Mischwasser-

netz wird weitestgehend an der Belastungs-

grenze betrieben. 

Wegen der beiden zuvor benannten Gründe 

ist eine Beseitigung des anfallenden Nieder-

Das Entwässerungskonzept ist im 

Vorfeld der Entwurfserarbeitung mit 

den städtischen Fachämtern/-behör-

den und dem eingebundenen Fach-

planungsbüro abgestimmt worden. 

Geplant wird eine dezentrale Versi-

ckerung sowohl für die Erschlie-

ßungsanlagen als auch auf den Bau-

grundstücken. Die insgesamt not-

wendigen Maßnahmen werden im 

Rahmen der Fachplanungen sowie 

im Bebauungsplan aufgegriffen.  

Zur Sicherstellung der dezentralen 

Versickerung von Niederschlagswas-

ser auf den Baugrundstücken enthält 

der Bebauungsplan gemäß § 9 (4) 

BauGB i. V. m. § 44 LWG eine ent-

sprechende Regelung. Die Planung 

dieser Anlagen obliegt den Bauwilli-

gen bzw. deren Architekten und ist 

für jedes Baugrundstück einzeln bei 

der Unteren Wasserbehörde zur Ge-

nehmigung bzw. Beantragung der 
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Lfd. 

Nr. 

Einwender 

Datum  

Stellungnahmen (Anregungen, Hinweise) 

(in inhaltlicher Zusammenfassung) 

Stellungnahme  

der Verwaltung 

schlagswassers aus dem geplanten Bauge-

biet Arminstraße/Haller-Willem-Patt über das 

kommunale Mischwassernetz, auch von klei-

nen Mengen des anfallenden Nieder-

schlagswassers, ausgeschlossen. 

Im jetzigen Planungsstand ist es nicht mög-

lich zu prüfen, inwieweit zukünftig im geplan-

ten Wohnbaugebiet eine sichere Beseiti-

gung des Abwassers gewährleistet wird. Aus 

diesem Grund bestehen Bedenken gegen-

über den vorgelegten Planungen für das 

Wohngebiet Arminstraße/Haller-Willem-Patt. 

wasserrechtlichen Erlaubnis zur Ein-

leitung in das Grundwasser einzurei-

chen. Die Untere Wasserbehörde hat 

mit Schreiben vom 15.07.2022 der 

geplanten Entwässerungskonzeption 

zugestimmt. Insofern wird davon aus-

gegangen, dass die vorgetragenen 

Bedenken ausgeräumt werden konn-

ten. 

 

Zusammenfassend wird die Stel-

lungnahme zur Kenntnis genom-

men. Das Planverfahren soll unter 

Berücksichtigung der aufgenom-

menen Punkte fortgeführt werden.  

 

8 Deutsche Tele-
kom Technik 
GmbH, 
Schreiben vom 
25.03.2021  

Im Plangebiet befinden sich bis auf die 

Hauszuführung Arminstraße 35 keine Tele-

kommunikationslinien (Tk-Linien) der Tele-

kom. 

Der Bestand und der Betrieb der vorhande-

nen Tk-Linien müssen weiterhin gewährleis-

tet bleiben. Es wird deshalb darum gebeten, 

konkrete Maßnahmen so auf die vorhande-

nen Tk-Linien abzustimmen, dass eine Ver-

änderung oder Verlegung der Tk-Linien ver-

mieden werden kann. Bei der Bauausfüh-

rung ist darauf zu achten, dass Beschädi-

gungen der vorhandenen Tk-Linien vermie-

den werden und aus betrieblichen Gründen 

(z. B. im Falle von Störungen) der ungehin-

derte Zugang zu den Tk-Linien jederzeit 

möglich ist. Es ist deshalb erforderlich, dass 

sich die Bauausführenden vor Beginn der 

Arbeiten über die Lage der zum Zeitpunkt 

der Bauausführung vorhandenen Tk-Linien 

der Telekom informieren. 

Die Kabelschutzanweisung der Telekom ist 

zu beachten. 

 

Die Stellungnahme wird zur 

Kenntnis genommen. 

9 Stadtwerke Biele-

feld GmbH, 

Schreiben vom 

06.04.2021 

Die Belange werden von den beabsichtigten 

Darstellungen/Festsetzungen der anstehen-

den Bauleitplanung insoweit berührt, als 

dass planerische Festsetzungen zur Siche-

rung der Energieversorgung getroffen wer-

den müssen. 

Hierzu wird angeregt, einen, der in den der 

Stellungnahme beigefügten beiden Varian-

ten durch Planzeichen und Gelbfärbung ge-

kennzeichneten Standorte gemäß § 9 (1) Nr. 

12 BauGB als Fläche für Versorgungsanla-

gen - Elektrizität - in der dargestellten Größe 

festzusetzen. 

Die Stellungnahme wird hinsichtlich 

der mitgeteilten Erfordernisse zur 

energietechnischen Versorgungs-

struktur berücksichtigt. Eine Fläche 

zur Sicherung der notwendigen Tra-

fostation wird im Entwurfsplan fest-

gesetzt. Ebenso sind die geplanten 

Verkehrsflächen hinreichend bemes-

sen, um entsprechende Versor-

gungsleitungen dort unterzubringen. 
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Lfd. 
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Einwender 

Datum  

Stellungnahmen (Anregungen, Hinweise) 

(in inhaltlicher Zusammenfassung) 

Stellungnahme  

der Verwaltung 

Darüber hinaus wird gebeten, die Verkehrs-

wege, insbesondere die Gehwege, so zu ge-

stalten, dass genügend Raum für die zu ver-

legenden Versorgungsleitungen zur Verfü-

gung steht.  

  Bezüglich der Raumwärmeversorgung des 

Plangebiets wird auf das in der Ratssitzung 

am 27.1.2011 durch die Stadtwerke Biele-

feld vorgestellte Energiekonzept 2020 ver-

wiesen, welches auf den am Energiekonzept 

der Bundesregierung angelehnten und for-

mulierten Zielen der Stadt Bielefeld zuguns-

ten einer nachhaltigen, klimafreundlichen 

Versorgung mit Elektrizität und Wärme für 

die Stadt Bielefeld basiert. Diesbezüglich 

wird angeregt, die Begründung um den Ab-

schnitt Ver- und Entsorgung/Unterabschnitt 

Wärmeversorgung zu ergänzen und nachfol-

genden Text zu übernehmen: 

„Auf der Grundlage des derzeit in der politi-

schen Beratung befindlichen Energiekon-

zepts der Stadtwerke Bielefeld GmbH emp-

fehlen wir die Raumwärmeversorgung durch 

Nutzung der Geothermie mittels der Errich-

tung eines Kaltwassernetzes inklusive der 

Übernahme von Wärmepumpen im Contrac-

tingmodell.“ 

Es wird jedoch darauf hingewiesen, dass die 

Gebäude eine entsprechende Nähe zuein-

ander haben sollten. Darüber hinaus ist zu 

prüfen, ob eine Realisierung aufgrund der 

geologischen Rahmenbedingungen möglich 

ist. 

Alternativ wird empfohlen, die Raumwärme-

versorgung durch den Aufbau einer Nahwär-

meinsel auf Basis eines gasbetriebenen, de-

zentralen BHKWs sicherzustellen. Eine Nah-

wärmeinsel bietet sich für den Einsatz im be-

trachteten Gebiet aufgrund der Lage der zu 

versorgenden Gebäude im betrachteten Ge-

biet sowie der umgebenden, existierenden 

Versorgungsstruktur ebenfalls an. 

 

Die Empfehlungen zur Raumwärme-

versorgung werden zur Kenntnis 

genommen und sinngemäß in die 

Begründung aufgenommen. 

 

Die Beheizung der Gebäude mit fos-

silen gasförmigen und flüssigen 

Energieträgern ist aufgrund des CO2-

Ausstoßes nicht zukunftsweisend. 

Nach bisheriger Kenntnis planen die 

Investoren eine Versorgung der ge-

planten Gebäude mit Luft- und Sohle-

Wärmepumpen und Brennstoffzellen-

anlagen, welche in den jeweiligen 

Kellergeschossen untergebracht wer-

den. Durch die Ausrichtung der 

Dachflächen in südliche Richtung für 

Photovoltaik- und Solarthermiean-

lagen werden nicht nur die Anforde-

rungen nach dem Gebäudeenergie-

gesetz (GEG) erfüllt, es können auch 

deutlich höhere Standards individuell 

erreicht werden.  

 

10 moBiel GmbH, 

Schreiben vom 

19.03.2021 

Gegen die Aufstellung des Bebauungsplans 

zur Nachverdichtung des Wohngebiets be-

stehen keine Einwände.  

Alternativ könnte auf dem Plangebiet auch 

ein P&R-Platz für den Bahnhaltepunkt ein-

gerichtet werden. 

Es wird zur Kenntnis genommen, 

dass gegen die Aufstellung des Be-

bauungsplans zur Nachverdichtung 

des Wohngebiets keine Einwände 

bestehen. 

Die Fläche steht für die angeregte 

Entwicklung eines P&R-Platz nicht 

zur Verfügung. Die betroffenen Flä-

chen verbleiben in privatem Besitz 

und sollen mit Blick auf die Bedarfs-
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(in inhaltlicher Zusammenfassung) 

Stellungnahme  

der Verwaltung 

lage für die Schaffung von Wohn-

raum und die Unterbringung einer 

Kita planerisch vorbereitet werden. 

  Das Wohngebiet wird durch den Bahnhalte-

punkt Kupferheide des Haller Willem (Osna-

brück – Halle – Steinhagen – Quelle – Biele-

feld) direkt und durch die Bushaltestelle Al-

bertstraße fußläufig (ca. 300 m Fußweg) er-

schlossen. Die Haltestelle wird von den 

Stadtbuslinien 121 (Quelle – Brackwede – 

Bethel) und 22 (Quelle – Jahnplatz – Hee-

pen), ab August 2021 zusätzlich im Abend-

verkehr und sonntagvormittags, bedient. 

Außerdem verkehren dort die Regionalbus-

linie 88 (Halle – Steinhagen – Quelle – Bie-

lefeld) und die Nachtbuslinie N14 (Steinha-

gen – Quelle – Jahnplatz; auch im Abend-

verkehr) sowie die Schulbuslinie 65 (Stein-

hagen – Quelle – Avenwedde). Damit weist 

das Plangebiet insgesamt eine gute ÖPNV-

Anbindung auf.  

 

Die Begründung zum Bebauungsplan 

wird zum Entwurf sinngemäß um die 

mitgeteilten Hinweise zur derzeitigen 

ÖPNV-Versorgung des Siedlungsbe-

reichs ergänzt.  

 

11 Heimat- und 

Geschichtsverein 

Quelle e. V., 

Schreiben vom 

01.03.2021 

Es wird auf die Stellungnahme zum Vorgän-

gerbebauungsplan vom 13.05.2014 verwie-

sen mit der Bitte um Kenntnisnahme. Die 

dort zur Bebauung von „Wierums Wiese“ 

ausgedrückte Zustimmung gilt auch für den 

aktuellen Vorentwurf. 

Insbesondere mit Freude festgestellt wird, 

dass die Anlegung eines Gehwegs am süd-

lichen Rand der Arminstraße vorgesehen ist. 

Dies wird lebhaft unterstützt. Die Fortführung 

dieses Gehwegs bis zur Ottostraße ist dabei 

unerlässlich. Gegebenenfalls wäre die Absi-

cherung dieser Erschließungsmaßnahme 

dadurch vorzusehen, dass die Flurstücke 

1387 und 2632 in das Plangebiet einbezo-

gen werden. 

Ferner wird die Anbindung des „Haller-Will-

lem-Patts“ an das Wegesystem des neuen 

Baugebiets ausdrücklich begrüßt. 

 

Die grundsätzliche Zustimmung zur 

Planung wird zur Kenntnis genom-

men.  

Der geplante Gehweg kann im Be-

reich des Plangebiets entlang der 

Arminstraße umgesetzt werden. Eine 

Fortführung darüber hinaus in Rich-

tung Ottostraße ist jedoch aufgrund 

fehlender Flächenverfügbarkeiten 

nicht möglich. Daher ist im Rahmen 

der parallel erfolgenden Erschlie-

ßungsplanungen eine Querungshilfe 

gegenüber des Wohngebäudes Ar-

minstraße 32 berücksichtigt worden. 

 Schreiben vom 

13.05.2014 

Eine Bebauung der Fläche wird ausdrücklich 

begrüßt. Die Errichtung dieser Häuser wird 

der weiteren Stärkung der Ortschaft Quelle 

dienen. Eine Inanspruchnahme von freier 

Fläche oder gar erhaltenswerter Natur ist 

damit nicht verbunden. Die vorgesehene 

Bebauung entspricht in der Struktur der an 

der Arminstraße vorhandenen Bebauung. 

 

Zu den Belangen des Verkehrs/äußere Er-

schließung: 

Es wird darauf hingewiesen, dass die Armin-
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(in inhaltlicher Zusammenfassung) 

Stellungnahme  

der Verwaltung 

straße als „leistungsfähige örtliche Sammel-

straße“ die äußere Erschließung sichert, nur 

auf den Autoverkehr zutreffend ist. Ergän-

zend wird hierzu mitgeteilt, dass im Bereich 

der geplanten Bebauung an der Arminstra-

ße nur an der Nordseite ein Bürgersteig 

vorhanden ist. Dieser ist mit einer Breite 

von 1,10 m ausgestattet, die gerade aus-

reicht, einen Kinderwagen oder einen Roll-

stuhl aufzunehmen. An der Südseite (vor 

der hier auszuweisenden Baufläche) ist nur 

ein Schrammbord, z. T. mit einer Lage Geh-

wegplatten mit einer Breite von 50 cm vor-

handen. Jeglicher Fußgängerverkehr aus 

dem neuen Baugebiet, der die Arminstraße 

benutzen will/muss, wenn er zum Zentrum 

von Quelle kommen will, muss daher den 

einzigen vorhanden Gehweg auf der gegen-

überliegenden Seite des Neubaugebiets be-

nutzen. Dies wird angesichts des ohnehin 

nicht üppigen Querschnitts nicht für vertret-

bar gehalten. Die Arminstraße sollte auch im 

Bereich des Neubaugebiets die Ausstattung 

erhalten, die sie zwischen Marienfelder Stra-

ße und Ottostraße hat (beidseitiger Gehweg 

von 1,10 m Breite). Angeregt wird daher, in 

die Unterlagen die Aussage aufzunehmen, 

dass die Arminstraße im Bereich der nördli-

chen Grenze des Plangebiets einen Geh-

weg erhalten soll, der bis zur Ottostraße fort-

zuführen ist. Die Umsetzung ist im Wege der 

Erschließungsplanung durchzuführen. Da 

der Auslöser für die notwendige Verbesse-

rung der Arminstraße die hier vorgelegte 

Planung ist, sollte die Anlegung des Bürger-

steigs jedenfalls im Bereich des für die Pla-

nung vorgesehenen Grundstücks und ggf. 

auch des benachbarten Grundstücks mit 

dem Technikgebäude mit dem Erschlie-

ßungsträger der Baumaßnahme vereinbart 

werden, so dass eine Beitragspflicht nicht 

entsteht bzw. gemäß KAG-Satzung abgelöst 

ist. 

 

 
 
Von den folgenden Behörden und Träger öffentlicher Belange wurden keine Bedenken oder 
Hinweise vorgetragen: 
 
 

12 - Vodafone NRW GmbH (ohne Stellungnahme) 

13 - BVO Busverkehr Ostwestfalen GmbH (ohne Stellungnahme) 

14 - Westnetz GmbH, Regionalzentrum Münster, Schreiben vom 12.04.2021 

15 - PLEdoc GmbH, Schreiben vom 12.03.2021 

16 - GASCADE Gastransport GmbH, Schreiben vom 23.03.2021 
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17 - Gasunie Deutschland Services GmbH, Schreiben vom 15.03.2021 

18 - Avacon AG, Schreiben vom 02.03.2021 

19 - TenneT TSO GmbH (ohne Stellungnahme) 

20 - Amprion GmbH, Schreiben vom 03.03.2021 

21 - LWL – Archäologie für Westfalen/ Außenstelle Bielefeld (ohne Stellungnahme) 
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3. Ergebnis der Auswertung der frühzeitigen Beteiligung der städtischen 
Fachämter 
zum Vorentwurf des Bebauungsplans Nr. I/Q 25 

 

Nach Auswertung der Äußerungen aus der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit und der 
Stellungnahmen aus der Behördenbeteiligung wurde der Entwurf des Bebauungsplans 
erarbeitet. Die im Rahmen des Verfahrens vorgebrachten Anregungen wurden, soweit 
städtebaulich vertretbar, in der vorliegenden Planung wie vorliegend unter den Punkten 1./2. 
dargelegt berücksichtigt. 
 
Darüber hinaus wurden die Anregungen und Hinweise der städtischen Fachämter unter 
städtebaulichen Gesichtspunkten ausgewertet und abgewogen. Danach haben sich gegen-
über dem Stand Vorentwurf nachfolgende Anpassungen in den zeichnerischen und textlichen 
Festsetzungen ergeben. Die Begründung ist entsprechend der weiterentwickelten Entwurfs-
planung sowie der Ergebnisse der ergänzenden Fachplanungen und Fachgutachten insge-
samt fortgeschrieben worden: 
 
 
Übersicht der wesentlichen Ergänzungen und Änderungen zum Entwurf aus der Betei-
ligung der städtischen Fachämter: 
 
 Nutzungsplan 

- Aufnahme einer Regelung zu ebenerdigen Stellplatzflächen 
- Aufnahme einer Gemeinbedarfsfläche Kita im Bereich des bisherigen WA3 unter 

Einbeziehung weiterer Teilflächen des benachbarten WA2 (dort Rücknahme rückwärti-
ger Baumöglichkeiten inkl. Erschließung) 

- Anpassung der überbaubaren Fläche, der Nutzungsmaße und der Gestaltungsvorga-
ben im Bereich der Gemeinbedarfsfläche an die Anforderungen der geplanten Kita-
Einrichtung 

- Aufnahme eines Zu-/Abfahrtverbots entlang der westlichen Arminstraße im Bereich der 
Gemeinbedarfsfläche 

- Anpassung der überbaubaren Grundstücksflächen in den Teilflächen des WA an die 
fortentwickelte Plankonzeption 

- Anpassung der Fuß-/Radwegeführung im Südosten und Aufnahme einer Verkehrs-
grünfläche 

- Anpassung der Bereiche mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten 
- Aufnahme einer straßenbegleitenden Baumreihe entlang der Arminstraße 
- Aufnahme bestehender und geplanter Kanäle (nachrichtlich) 
- Änderung des Maßstabs auf 1:500 

 
 Textliche Festsetzungen 

- Weiterentwicklung der Regelungen zur Höhe baulicher Anlagen auf Grundlage des 
Entwurfs der Straßenausbauplanung (i. W. Definition des unteren Bezugspunkts, 
Anpassung der maximalen Trauf/Firsthöhen im WA1) 

- Ergänzung der Regelung zu Mindestabständen von Garagen und Stellplätzen auf nicht 
überbaubaren Grundstücksflächen (seitlicher Mindestabstand zu Verkehrsflächen) 

- Konkretisierung der Regelungen zu Geh-, Fahr- und Leitungsrechten 
- Aufnahme einer Regelung zur Verpflichtung zur Errichtung von PV-Anlagen 
- Aufnahme einer Regelung zum Schutz von Außenwohnbereichen vor Verkehrslärm 
- Aufnahme neuer und Konkretisierung enthaltener Regelungen zum Anpflanzen von 

Gehölzen (Baumreihe Arminstraße, Stellplatzbegrünung, Hausbaum, Vorgärten) 
- Aufnahme einer Regelung zur Versickerung von Niederschlagswasser (Versickerungs-

gebot) 
- Aufnahme eines Hinweises zu Durchleitungsrechten 

 


